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Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 

Der Bundesrat hat In seiner 100. Sitzung am 6, Februar 1953 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die sich aus der Anlage 2 ergebenden Änderungen vorzu- 
schlagen, im übrigen gegen den Entwurf keine Einwendungen zu 
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Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 
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Blücher 
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Entwurf eines Gesetzes 

Über das Bundesluftamt 


Anlage 1 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

(1) Das Bundesluftamt Ist eine dem Bun- 
desminister für Verkehr nachgeordnete Bun- 
desoberbehörde. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr be- 
stimmt den Sitz des Bundesluftamts. 

S 2 

Das Bundesluftamt hat auf dem Gebiete 
der zivilen Luftfahrt folgende Aufgaben: 

1. Die Prüfung und Zulassung der Luft- 
fahrzeuge und des Luftfahrtgeräts mit 
Ausnahme der Stüdk- und Nachprüfung 
sowie der Zulassung von Segelflugzeugen 
und Ballonen. 

2. Die Ausbildung der Prüfer der Luftfahr- 
zeuge und des Luftfahrtgeräts sowie die 
Erteilung der Prüferlaubnis. 


3. Die Führung der Luftfahrzcugrolle für 
Flugzeuge und Luftschiffe. 

4. Die Untersuchung der Störungen bei dem 
Betrieb von Luftfahrzeugen. 

5. Die Sammlung von Nachrichten über Zu- 
lassungs- und Erlaubnisscheine für Luft- 
fahrer, Luftfahrzeuge und Luftfahrtgerät 
sowie die Auskunftserteilung. 

6. Die Sammlung und die Sichtung von Be- 
richten und sonstigen Unterlagen über 
die Luftfahrttechnik. 

S 3 

Der Bundesminister für Verkehr erläßt die 
zur Durchführung dieses Gesetzes erforder- 
lichen allgemeinen Verwaltungsvorschriften. 

S 4 

Dieses Gesetz tritt am In Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeines 

Die Errichtung des Bundesluftamts ist nach 
Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG zulässig, weil 
der Bund auf dem Gebiet des Luftverkehrs 
nach Artikel 73 Nr. 6 GG das Gesetzgebungs- 
recht hat. Die von der Rechtslchrc 
zur Verhinderung der Entstehung von 
Generalbehörden neben den Ministerien 
als Voraussetzung für die Errichtung 
einer Bundesoberbehörde geforderte Be- 
schränkung des Aufgabenbereichs auf ein 
oder mehrere festbegrenzte Sachgebiete (vgl. 
von Mangoldt „Das Bonner Grundgesetz"', 
Kommentar, 1. Auflage 1952, Anm. 6 zu § 87) 


ist vorhanden, da die im Entwurf enthalte- 
nen Vcrwaltungsbcfugnisse des Amts sich 
alle unmittelbar oder mittelbar auf die Ver- 
kehrssicherheit der Luftfahrt beziehen. 

a) Prüf- und Zulassungswesen 

Das Prüf- und Zulassungswesen umfaßt ins- 
besondere folgende Aufgaben: 

1. Prüfung der Verkehrssicherheit (neuer- 
dings — entsprechend dem internationa- 
len Brauch — besser Lufttüchtigkeit ge- 
nannt) der Luftfahrzeuge und bestimm- 
ten sonstigen Luftfahrtgeräts. Die Stück- 
und Nachprüfung von Segelflugzeugen 
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und Ballonen ist nicht Aufgabe des Bun- 
desluftamts, sie bleibt den Ländern 
überlassen. 

2. Zulassung der Muster der Luftfahrzeuge. 

3. Ausbildung aller Prüfer. 

Nach § 2 des Luftverkehrsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. Au- 
gust 1936 (Relchsgesetzbl. I S. 653) dürfen 
Luftfahrzeuge im Reichsgebiet nur verkeh- 
ren, wenn sie zugelassen und in das Verzeich- 
nis der deutschen Luftfahrzeuge (Luftfahr- 
zeugrolle) eingetragen sind. Die Vorausset- 
zungen für die Zulassung und Eintragung 
sind im einzelnen in Abschnitt B der Verord- 
nung über Luftverkehr in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. August 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 659) geregelt. Die Be- 
stimmungen der 2 bis 9 der Verordnung 
über Luftverkehr schreiben dafür u. a. den 
Nachweis der Verkehrssicherheit gemäß der 
Prüf Ordnung für Luftfahrtgerät vom 21. Au- 
gust 1936 (Nachrichten für Luftfahrer S. 639) 
vor (§ 2 Abs. 2 Nr. 6, § 9). 

In der Verordnung über Luftverkehr in der 
Fassung vom 19. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. I 
S. 363) wurde die Prüfung auf Verkehrs- 
sldierheit einer Prüfstelle für Luftfahrzeuge 
(PfL) übertragen. Als Prüfstelle wurde durch 
Verordnung des Reichsverkehrsministers 
über die Prüfstelle für Luftfahrzeuge vom 
17. Oktober 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 583) 
die Deutsche Versuchsanstalt für Luftfahrt 
e. V. bestimmt. Die Tätigkeit der Prüfstelle 
erstreckte sich damals nur auf Motorflugzeuge 
und Luftschiffe mit Zubehör, während bei 
allen anderen Luftfahrzeugarten Sachver- 
ständige der Länder die Prüfung auf Ver- 
kehrssicherheit übernahmen. Den Landes- 
behörden stand es jedoch frei, die Prüfstelle 
als Sachverständigen zu bestellen, eine Mög- 
lichkeit, von der vor allem für Fallschirm- 
prüfungen Gebrauch gemacht wurde. 

Die Prüfstelle wurde somit als Organ der 
jeweiligen Zulassungsbehörde tätig. Die Zu- 
lassung der Luftfahrzeuge erfolgte entweder 
durch den Reichsverkehrsminister oder die 
Landesbehörden. 

Im Jahre 1933 wurde die Prüfstelle für Luft- 
fahrzeuge von der Deutschen Versuchsanstalt 
für Luftfahrt organisatorisch losgelöst und 
zunächst dem Reichsamt für Flugsicherung 
als Abteilung unterstellt. Mit der Verkün- 
dung der Verordnung über Luftverkehr in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 


21. August 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 659) 
wurde die Prüfung für alle Arten von Luft- 
fahrzeugen und deren Zubehör durch die 
Prüfstelle für Luftfahrzeuge, die inzwischen 
dem Technischen Amt des Reichsluftfahrt- 
ministeriums unterstellt worden war, oder 
durch Sachverständige der Luftämter als 
Außenbeauftragte der Prüfstelle durchge- 
führt. 

Die amtliche Feststellung und Überwachung 
der Verkehrssicherheit der Luftfahrzeuge er- 
folgt sowohl zum Schutze der Luftfahrer und 
der Fluggäste als auch zum Schutze unbetei- 
ligter Dritter. Die Prüfung der Verkehrs- 
sicherheit wird heute international nach be- 
stimmten Regeln vorgeschrieben. Dabei wer- 
den Musterprüfungen (erste Prüfung einer 
neuen Konstruktion), Stück- (erste Prüfung 
nach Herstellung) und Nachprüfungen (Wie- 
derholungen in bestimmten Zeitabständen) 
unterschieden. 

Die Prüfung erfolgt nach den auf Grund der 
neuesten Erkenntnisse der Wissenschaft und 
Technik aufgestellten Bau- und Prüfvor- 
schriiten. Diese wurden vor 1933 von einem 
hierzu berufenen Deutschen Luftfahrzeug- 
ausschuß, in dem neben Vertretern der Be- 
hörden und der Industrie auch Vertreter der 
Luftfahrer und Luftfahrzeugbenutzer ver- 
treten waren, erarbeitet. Später wurden die 
Vorschriften durch das Reichsluftfahrtmini- 
sterium herausgegeben. Neuerdings sind der- 
artige Bauvorschriften schon weitgehend 
international vereinheitlicht und durch die 
International Civil Aviation Organisation 
(ICAO) festgelegt oder laufend in Bearbel- 
tung. 

Das Bundesluftamt soll nun die Vorarbeiten 
für die laufende Ergänzung der Bauvorschrif- 
ten und deren Bekanntgabe durch den Bundes- 
minister für Verkehr erledigen und dabei die 
internationalen Vorschriften der ICAO be- 
achten sowie an deren Fortentwicklung mit- 
arbeiten. 

Nach den Erfahrungen in dem bisherigen 
Prüfwesen ist nur eine zentrale Prüfung ge- 
eignet, den Notwendigkeiten der Verkehrs- 
sicherheit zu entsprechen. Aus diesem Grunde 
muß auch das zukünftige Prüfwesen zentral 
gestaltet werden, nur hinsichtlich der Stück- 
und Nachprüfung von Segelflugzeugen und 
Ballonen ist von diesem Grundsatz ausnahms- 
weise abgewichen worden. Die hiermit be- 
schäftigten Prüfer werden jedoch auch vom 
Bundesluftamt ausgebildet oder müssen ihm 
den Befähigungsnachweis erbringen, so daß 
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auf diese Weise audi für diese Luftfahrzeuge 
eine gewisse einheitliche Prüfung der Ver- 
kehrssicherheit gewährleistet ist. Es ist be- 
absichtigt, entsprechend internationaler 
Handhabung die Einführung entsprechender 
Befähigungszeugnisse für alle Prüfer vorzu- 
sehen. Die Ausstellung dieser Zeugnisse soll 
dann ebenfalls Aufgabe des Bundesluftamts 
sein. 

b) Luftfahrzeugrolle 

Die Prüfung führt entsprechend Ihrem Er- 
gebnis zur Ablehnung oder Erteilung der Zu- 
lassung der Luftfahrzeuge sowie ggf. zu ihrer 
Eintragung in die Luftfahrzeugrolle. Da 
diese Handlungen Hoheitsakte darstellen, 
kann die Stelle, die sie vornimmt, nur eine 
Behörde sein. 

Die Luftfahrzeugrolle Ist ein Register, das 
Auskunft gibt über den Eigentümer von zu- 
gelassenen Motorflugzeugen und Luftschif- 
fen und deren Verwendungszweck. Segelflug- 
zeuge und Ballone sind nach deutschem Ge- 
setz nicht in die Luftfahrzeugrolle einzutragen, 
wohl aber nach den Vorschriften des ICAO- 
Abkommens. Nach Rechtsangleichung wird 
die Luftfahrzeugrolle für diese Luftfahrzeuge 
bei den Ländern geführt werden. 

c) Störungsuntersuchung 

Nach 5 66 der Verordnung über Luftverkehr 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21. August 1936 (Relchsgesetzbl. I S. 659) 
sind Störungen, die sich beim Betrieb von 
Luftfahrzeugen ereignen, durch die Luft- 
ämter zu untersuchen. Die Störungen sind 
nach ^ 65 dieser Verordnung anzeigepflichtig. 
Bei derartigen Untersuchungen kommt es 
entscheidend darauf an, die Ursache eines 
Unfalls möglichst genau aufzuklären, um 
ähnliche Unfälle — insbesondere durch eine 
Fortbildung der Bau- und Verkehrsvorschrif- 
ten — zu verhindern. Dies Ist nur möglich, 
wenn alle Tauch die ausländischen) Unfälle 
durch eine Zentralstelle untersucht und aus- 
gewertet werden. Da die Auswertung der Er- 
gebnisse In engem Zusammenhang mit den 
Aufgaben zu a) steht, soll das Bundesluftamt 
auch mit der Durchführung der Störungs- 
untersuchungen beauftragt werden. Dabei 
wird die zuständige Abteilung des Amts 
klein bleiben können, weil sie ie nach Lage 
des Falles geeignete Spezialisten und Sach- 
verständige aus Forschung oder Industrie hin- 
zuziehen oder die Untersuchung, insbeson- 


dere bei Segelflugzeugunfällen, den Sachver- 
ständigen der Länder überlassen kann. Das 
Störungsuntersuchungsverfahren soll mit den 
Ländern besonders vereinbart werden. 

d) Sammlung von Nachrichten über Zulas- 
sungs- und Erlaubnisscheine und Aus- 
kunftserteilung 

Nach § 22 der Verordnung über Luftver- 
kehr in der Fassung vom 19. Juli 1930 
(Relchsgesetzbl. I S. 363) war für die Samm- 
lung von Nachrichten über Luftfahrer, die 
die Erteilung, Versagung, Entziehung oder 
Beschränkung der Erlaubnis zur Führung 
oder Bedienung eines Luftfahrzeugs betrafen, 
eine zentrale Stelle eingerichtet und dem 
Reichsverkehrsministerium in Berlin ange- 
gliedert worden. Diese Stelle war zur Ver- 
meidung sich widersprechender Verwaltungs- 
akte notwendig, da die Länder auf verschie- 
denen Gebieten der Luftfahrt, Insbesondere 
bei der Erlaubniserteilung für Luftfahrer, 
eigene Verwaltungsbefugnisse hatten. 

Eine derartige Bestimmung war In der Ver- 
ordnung über Luftverkehr in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21. August 1936 
(Relchsgesetzbl. I S. 659) nicht mehr vorge- 
sehen. Die Zentralstelle war jedoch nicht weg- 
gefallen, sie bestand innerhalb des Reichsluft- 
fahrtministeriums weiter (vgl. Schlelcher- 
Reymann, Kommentar zum Recht der Luft- 
fahrt, 2. Auflage 1937, Anm. 4 zu § 19 
LuftVO). Nachdem jedoch die Verwaltungs- 
befugnisse der Länder weggefallen und auf 
die Luftämter übergegangen waren, kam die- 
ser zentralen Stelle nicht mehr die frühere 
Bedeutung zu, da alle Verwaltunesakte 
unter der Oberaufsicht des Reichsluftfahrt- 
ministeriums zustande kamen und somit 
sich widersprechende Verwaltungsakte ver- 
hindert wurden. 

Nachdem heute die Länder auf verschiede- 
nen Gebieten der Luftfahrt Verwaltungs- 
zuständigkelten für sich In Anspruch nehmen, 
Ist es notwendig, für Berechtigungen auf dem 
Gebiet der zivilen Luftfahrt wieder eine 
Sammelstelle einzurichten. Nur so kann der 
notwendige allgemeine Überblick über erteilte 
Erlaubnisscheine In der Bundesrepublik ge- 
schaffen und vor allem verhindert werden, 
daß ein Land eine Erlaubnis in Unkenntnis 
der Gründe erteilt, die bereits in einem ande- 
ren Lande Anlaß gegeben haben, sie zu ver- 
sagen. 

Die insoweit erforderliche Stelle kann dem 
Bundesluftamt angeschlossen werden, da es 
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sich insbesondere um Sammlung von Nach- 
richten über Ausstellung und Entziehung 
von Erlaubnisscheinen aller Art und die An- 
erkennung von Sachverständigen, also um 
Nachrichten handelt, die mit den übrigen 
Aufgaben des Bundesluftamts in enger Ver- 
bindung stehen. Außerdem entspridit die 
Einrichtung einer derartigen Stelle den Ver- 
hältnissen auf dem Gebiete des Kraftfahr- 
wesens. 

e) Sammlung und Sichtung von Berichten 
und sonstigen Unterlagen über die Luft- 
fahrttechnik 

Die Aufgaben der Prüf- und Störungsunter- 
suchungsstelle des Amts sind ohne Beschaf- 
fung, Sammlung und Sichtung der einschlä- 
gigen Unterlagen nicht durchführbar. Soweit 
die gleichen Unterlagen auch von anderen 
Stellen, insbesondere von den Forschungs- 
instituten und der Industrie benötigt wer- 
den, sollen sie auch diesen Stellen zugänglich 
sein. Die Stelle muß so ausgestattet werden, 
daß sie möglichst über alle Veröffentlichun- 
gen über Luftfahrttechnik aus dem In- und 
Ausland verfügt. 

B. Die einzelnen Bestimmungen 
Zu § 1 Abs. 1: 

Die zu errichtende Bundesoberbehörde soll 
► den Namen „Bundesluftamt“ erhalten. Der 


BUNDESRAT 


Änderungsv 

zum Entwurf eines Gesetzes 

1. a) Die Bezeichnung des Gesetzentwurfs 
wird wie folgt geändert: 

„Entwurf eines Gesetzes über das 
Bundesamt für Luftfahrtgerät“ 

b) Die Bezeichnung „Bundesluftamt“ im 
Gesetzestext Ist jeweils entsprechend 
zu ändern. 


Begriff „Amt“ ist gewählt worden, damit 
für jeden erkennbar ist, daß die Aufgaben 
des Bundesluftamts im wesentlichen hoheit- 
licher Natur sind. 

Zu § 1 Abs. 2; 

Als Sitz des Amts soll möglichst ein Ort ge- 
wählt werden, an dem sich Forschungsanlagen 
der Luftfahrt (Technische Fiochschule, For- 
schungsinstitute usw.) befinden. 

Zu § 2 Nr. 1—5: 

Flier sind die Aufgaben im einzelnen aufge- 
führt, die zu übernehmen sind. Sie sind be- 
reits zu A erläutert worden. 

Zu § 3: 

Die Befugnis zum Erlaß der Allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften ergibt sich aus 
Artikel 86 GG. Der Erlaß derartiger Verwal- 
tungsvorschriften wird insbesondere auf Grund 
internationaler Vernfllchtungen für das Prüf- 
wesen und die Urifalluntersuchung notwen- 
dig werden. Da die Verwaltungsvorschriften 
außerdem vorwiegend technischer Natur sind 
und im Interesse der Verkehrssicherheit be- 
schleunigt erlassen werden müssen, soll der 
Bundesminister für Verkehr sie an Stelle der 
Bundesregierung erlassen. 


Anlage 2 


orschläge 

Über das Bundesluftamt 

Begründung: 

Im Gegensatz zu der früheren Zuständig- 
keit der Luftämter ist der Aufgaben- 
bereich dieses Bundesamts eng begrenzt. 
Dies soll durch eine Änderung der Be- 
zeichnung der Behörde zum Ausdruck 
gebracht werden. 
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2. § 1 Abs. 2 

Dem § 1 Abs. 2 werden folgende Worte 
angefügt: 

„im Einvernehmen mit dem Bundes- 
rat.'* 

Begründung: 

Wegen der teilweisen Zuständigkeit der 
Länder auf dem Gebiet des Luftrechts 
und wegen des Zusammenhangs mit den 
Forschungseinrichtungen der Luftfahrt 
erscheint eine Mitwirkung der Länder bei 
der Sitzbestimmung notwendig. 

3. §2 

§ 2 erhält folgende Fassung: 

4 2 

Das Bundesamt für Luftfahrtgerät 
hat auf dem Gebiete der zivilen Luft- 
fahrt folgende Aufgaben: 

l.Die Zulassung der Luftfahrzeuge, 
des Luftfahrtgeräts und der Muster 
von Segelflugzeugen und Ballonen. 
Auf Antrag eines Landes kann das 
Bundesamt für Luftfahrtgerät audi 
die Einzelzulassung von Segelflug- 
zeugen und Ballonen übernehmen. 

2^. Die Führung der Luftfahrzeugrolle 
für Flugzeuge und Luftschiffe. 

3. Die fachliche LFntersuchung der 
Störungen bei dem Betrieb von 
Luftfahrzeugen unter Beteiligung 
der zuständigen obersten Landesbe- 
hörden. 

4. Die Sammlung von Nachrichten 
über Zulassungs- und Erlaubnis- 
scheine für Luftfahrer, Luftfahr- 
zeuge und Luftfahrtgerät sowie die 
Auskunftserteilung. 

5. Die Sammlung und die Sichtung von 
Berichten und sonstigen LFnterlagen 


über die Luftfahrttechnik, soweit 
sie für die Aufgaben des Bundes- 
amtes für Luftfahrtgerät notwendig 
sind.“ 

Begründung: 
zu Nr. 1: 

Die Prüfung von Luftfahrzeugen und 
Luftfahrtgerät ist im Gegensatz zu deren 
Zulassung keine hoheitlidie Aufgabe, die 
von einer staatlichen Behörde durdige- 
führt werden muß. Die Übertragung der 
Zulassung von Mustern für Segelflug- 
zeuge und Ballone auf das Bundesamt 
dient der Einheitlichkeit in der techni- 
schen Fortentwicklung und der Verkehrs- 
sicherheit. Die Übertragung der Einzel- 
zulassung von Segelflugzeugen und Bal- 
lonen auf das Bundesamt auf Antrag 
eines Landes entspricht einem prakti- 
schen Bedürfnis. 

Die Bestimmung der bisherigen Nr. 2 ist 
entbehrlich, weil die Ausbildung der Prü- 
fer nicht zum Aufgabenbereich einer 
staatlichen Behörde gehört, sondern ande- 
ren Einrichtungen zu überlassen ist. 

zu Nr. 2: 

Entspricht der bisherigen Nr. 3. 
zu Nr. 3: 

Die Änderung ist zur Vermeidung von 
Zuständigkeitsüberschneidungen mit den 
polizeilichen Stellen erforderlich. 

zu Nr. 4: 

Entspricht der bisherigen Nr. 5. 
zu Nr. 5: 

Die Änderung vermeidet die Befassung 
des Bundesamts mit Aufgaben, die wis- 
senschaftlichen Forschungseinrichtungen 
Vorbehalten bleiben sollen. 


6 



Stellungnahme der Bundesregierung 

ZU den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes über das Bundesluftamt 


Anlage 3 


Zu Nn 1 a und b: 

Der vorgesdilagenen Änderung wird nicht 
zugestimmt. 

Begründung: 

Die Bezeldinung „Bundesamt für Luftfahrt- 
gerät'* Ist für den vorgesehenen Aufgaben- 
kreis des Amts zu eng. Insbesondere deckt 
sie nldit die Aufgaben, die das Amt auf den 
Gebieten der Störungsuntersuchung, der 
Sammlung und Sichtung der Berichte und 
Unterlagen sowie des Such- und Rettungs- 
dienstes haben soll. 

Diese Bezeichnung würde auch zu einer uner- 
wünschten Verwechslung des Amts mit einer 
Beschaffungsstelle für Luftfahrtgerät führen. 
Die Bezeichnung „Bundesluftamt“ deckt da- 
gegen alle Aufgaben des Amts, sie hat außer- 
dem den Vorteil, kurz zu sein und Ist schließ- 
lich auch International üblich („Österreichi- 
sches Bundesluftamt“, „Eidgenössisches Luft- 
amt''). Eine Verwechslung des Bundesluft- 
amts mit den früheren Luftämtern ist nicht 
zu befürchten, da diese nicht mehr bestehen 
und sie bei der Neufassung des Luftrechts in 
den Gesetzesvorschriften nicht mehr genannt 
werden. 

Zu Nr. 2: 

Der vorgeschlagenen Änderung wird nicht 
zugestimmt. 

Begründung: 

Die Bestimmung des Sitzes des Bundesluft- 
amts gehört zu den Maßnahmen zur Ein- 
richtung der Behörden der bundeseigenen 
Verwaltung, die nach Artikel 86 GG Sache 
der Bundesexekutive sind. Von diesem Grund- 
satz kann zwar nach dem Grundgesetz aus- 
nahmsweise abgewichen werden, wenn be- 
sondere Gründe für eine Ausnahmeregelung 
vorliegen. Dies ist jedoch nicht der Fall. Die 
Tätigkeit des Bundesluftamts soll der Sicher- 
heit der Luftfahrt dienen. Als Amtssitz muß 


daher ein Ort gewählt werden, an dem das 
Amt am besten in der Lage ist, seine Auf- 
gaben zu erfüllen. Die Entscheidung dieser 
Frage ist deswegen Ihrer Natur nach eine 
edite Maßnahme der Exekutive, die erfah- 
rungsgemäß am wirksamsten von einer Stelle 
zu treffen ist. Dieses Verfahren Ist auch üb- 
lich (vgl. § 1 Abs. 2 des Gesetzes über den 
deutschen Wetterdienst vom 11. November 
1952 (BGBl. I S. 738), § 1 Abs. 3 des Geset- 
zes über die Errichtung eines Kraftfahrt- 
bundesamts vom 4. August 1951 (BGBl. I 
S. 488) sowie § 1 Abs. 3 des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Bundesanstalt für Flug- 
sicherung. § 53 Abs. 2 des Güterkrafrver- 
kehrsj^esetzes vom 17. Oktober 1952 fBGBl. 
I S. 7031 weicht zwar Insofern von diesem 
sonst allgemein üblichen Verfahren ab, als 
der Sitz der Bundesanstalt für Güterfern- 
verkehr nach Anhörung des Bundesrates zu 
bestimmen ist. Dies Verfahren kann iedoch 
bei der Bestimmung des Sitzes des Bundes- 
luftamts nicht als maßp-ehlich angesehen wer- 
den, weil es sich bei diesem Amt um eine 
Bundesoberbehörde, bei der bezeichneten 
Anstalt aber um eine rechtsfähige Köroer- 
schaft des öffentlichen Rechts handelt, die in 
den Ländern über Außenstellen verfügt. 

Zu Nr. 3: 

a) Zu § 2 Nr. 1: Der vorgeschlagenen Ände- 
rung wird zugestimmt, wenn zwischen 
den Worten „Die“ und „Zulassung“ die 
Worte „Prüfung und“ eingefügt wer- 
den sowie zwischen den Worten „des“ und 
„Luftfahrtgeräts“ das Wort „sonstigen“ 
aufgenommen und statt des Wortes „Ein- 
zelzulassung“ „Stück- und Nachprüfung“ 
gesetzt wird. 

Begründung: 

Es ist richtig, daß die Maßnahmen der 
Prüfung und Zulassung zum Teil hoheit- 
liche, zum Teil nichthoheitliche Rechts- 
natur besitzen. Die Aufteilung dieser 
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Maßnahmen nach Ihrer bezeidineten 
unterschiedlichen Rechtsnatur Ist jedoch 
schwierig, weil die Grenzen flüssig sind. 
Bei der Entscheidung der Frage, welche 
Prüfungs- und Zulassungsmaßnahmen 
hoheltlldi sind, ist davon auszugehen, daß 
durch den unstreitig hoheitlichen Verwal- 
tungsakt der Zulassung die Gewähr für 
die Verkehrssicherheit des zuzulassenden 
Luftfahrtgeräts geschaffen werden muß 
(vgl. § 2 Abs. 2 des Luftverkehrsgesetzes 
In der Fassung vom 26. Januar 1943 
(RGBl. I S. 69), § 2 Abs. 1 Nr. 6 der 
Verordnung über Luftverkehr In der Fas- 
sung vom 21. August 1951 (BGBl. I 
S. 449) und § 1 der Prüfordnung für 
Luftfahrtgerät in der Fassung vom 21. 
August 1936 (Nachriditen für Luftfah- 
rer S. 639). Dies ist nur möglich, wenn 
der Zulassende sich durch eine einge- 
hende Prüfung von der Verkehrssicher- 
heit überzeugt. Es genügt z. B. nicht, 
daß er das Gerät nur nach dem Ergebnis 
eines Sadiverständigen-Gutachtens zu- 
läßt. Er muß sich vielmehr an Hand des 
Gutachtens von dem richtigen Ergebnis 
der durch den Sachverständigen vorge- 
nommmenen Prüfung selbst überzeugen 
und dabei auch die Internationalen ICAO- 
Verpflichtungen berücksichtigen, die sich 
für die Bundesrepublik aus dem Deutsch- 
landvertrag ergeben. 

Diese Maßnahmen sind aber Bestandteile 
der Zulassung und somit hoheitliche Ver- 
waltungsakte, die nach Artikel 33 
Abs. 4 GG grundsätzlich nur von Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes wahr- 
zunehmen sind. Bei dieser Rechtslage 
würden die vorbezelchneten mit der Zu- 
lassung in unmittelbarem Zusammenhang 
stehenden Aufgaben dem Bundesluftamt 
als der zukünftigen Zulassungsbehörde 
obliegen, auch wenn die Worte „Prüfung 
und“ gestrichen würden. 

Abgesehen hiervon ist die Streichung der 
Worte „Prüfung und“ aber aus folgen- 
den Gründen nicht möglich. Sie könnte 
einmal dazu führen, rechtsirrtümlich die 
Zulassungsbehörde als sog. „Stempelbe- 
hörde“ anzusehen, die nur den formalen 
Verwaltungsakt der Zulassung zu voll- 
ziehen hat, ohne die nach dem Bundes- 
luftrecht notwendige Prüfung der Ver- 
kehrssicherheit in eigener Verantwor- 
tung vorzunehmen. Außerdem hat das 


Bundesluftamt nicht nur die Zulassung 
der Muster, sondern auch die nach der 
Prüfordnung für Luftfahrtgerät (55 b, 14, 
17) notwendige Stück- und Nachprüfung 
des Luftfahrtgeräts vorzunehmen. Dies 
wäre nicht möglich, wenn die bezeichnete 
Streichung erfolgte, weil der Begriff „Zu- 
lassung“ die Stück- und Nachprüfung 
nicht decken würde. 

Dagegen sind alle Maßnahmen, die nicht 
In unmittelbarem Zusammenhang mit 
dem Verwaltungsakt der Zulassung ste- 
hen, z. B. das Sachverständlgen-Gutach- 
ten und alle Prüfungsmaßnahmen, die zu 
ihm geführt haben — sog. Vorprüfungs- 
maßnahmen — vorwiegend nichthoheit- 
lieber Natur. Diese Maßnahmen können 
bedenkenfrei nicht-öffentlichen Einrich- 
tungen wie z. B. privaten Versuchs- und 
Forschungsinstituten übertragen werden. 
Dies ist sogar zweckmäßig und auch beab- 
sichtigt. Der Umfang dieser Maßnahmen 
und die Auswahl der Einrichtungen, 
denen sie zu übertragen sind, bleibt nach 
objektiven Zweckmäßigkeitserwägungen 
zu entscheiden. 

Im übrigen haben sich von 22 namhaften 
Vertretern der Wissenschaft und Praxis, 
die sich gutachtlich zu der Notwendig- 
keit eines Bundesluftamts p-eäußert haben, 
17, also mehr als der Befragten für die 
Lösung im Sinne des Regierungsentwurfs 
ausgesprochen. 

Die weiteren Änderungsbedingungen zu 
5 2 Nr. 1 sind redaktioneller Art. Die 
Aufnahme des Wortes „sonstigen“ soll 
klarstellen, daß nach den gesetzlichen 
Vorschriften Luftfahrzeuge auch unter 
den Begriff Luftfahrtgerät fallen (§ 1 
der Prüfordnung für Luftfahrtgerät). Der 
Begriff „Einzelzulassung“ Ist den gesetz- 
lichen Vorschriften des Luftrechts unbe- 
kannt, er ist daher durch die In der Prüf- 
ordnung für Luftfahrtgerät enthaltenen 
Begriffe „Stück- und Nachprüfung“ zu 
ersetzen. 

b) Zu 5 2 Nr. 2 der Regierungsvorlage: 

Der vorgeschlagenen Streichung wird 
teilweise zugestimmt, wenn die Nr. 2 
folgende Fassung erhält: „2. Die Erteilung 
der Prüferlaubnis an die Prüfer des Luft- 
fahrtgeräts.“ 
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Begründung: 

Eine dem Sidierheitsbedürfnis des Luft- 
verkehrs entsprechende Prüfung des 
Luftfahrtgeräts ist nur gewährleistet, 
wenn die Prüfer in der Handhabung der 
Prüfordnung für Luftfahrtgerät einheit- 
lich geschult werden. Die Ausbildung der 
Prüfer braucht zwar nicht amtlich durch- 
geführt zu werden, die Kontrolle darü- 


ber, ob die Prüfer in gehöriger Form aus- 
ebildet sind, bedarf dagegen einer be- 
ördlichen Nachprüfung. Aus diesem 
Grunde kann nicht darauf verziditet wer- 
den, daß das Bundesluftamt die Prüf- 
erlaubnis erteilt. 

c) Den übrigen vorgeschlagenen Änderun- 
gen zu § 2 Nr. 3 und 5 (Nr. 4 und 6 der 
Regierungsvorlage) wird zugestimmt. 
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